
TÜRKEI

Sold undSühne

DieTürkei stehtin der
Schuld der USA. Dennoch

hat dastürkische
Parlament gegen die
BeihilfezumIrakkrieg
gesti mmt− hinter den

Kulissen wird allerdings
der Truppenaufmarsch

fortgesetzt.

Dankbarkeit sieht anders
aus. Und die Türkei hat Ame-
rika viel zu verdanken, die
Westbindung etwa oder den
Militärputsch von 1980. Auch
den Beitritt zur Europäischen
Union, den fast alle gesell-
schaftlichen Kräfte in der
Türkei wünschen, haben die
USA immer wieder verlangt.
Zuletzt hattei mvergangenen
Oktober Washington von der
deutschen Bundesregierung
gefordert, sichbei demEU−Er-
weiterungsgipfel von Kopen-
hagen zwecks der Verbesse-
rung der deutsch−amerikani-
schen Beziehungen für die
Türkei einzusetzen.
Zu den diplomatischen

Diensten gesellten sichfinan-
zielle. I mDezember 1999 hat
der Internationale Währungs-
fonds (IWF) mit der Türkei
mehrere Kreditabkommen
über ein Gesamtvolumenvon
rund 33 Milliarden US−Dollar
unterzeichnet. Dass der IWF
binnen kurzer Zeit Ankara
mehrfach zur Seite sprang
unddas Landvor demStaats-
bankrott bewahrte, lag nicht
zuletzt am Engagement der
USA. Deren schützender
Hand haben es die Türken
bislang auch zu verdanken,
dass der IWF ihnen gegen-
über erheblich nachsichti-
ger ist als anderen Schuld-
nern. Argentinische Verhält-
nisse wollten die USA bei
dem geostrategisch wichti-
gen Nato−Partner unbedingt
verhindern.
Es wäre alsofür die Türkei

an der Zeit gewesen, eine Ge-
genleistung zu erbringen. Ge-
nau die aber verweigerte das
Parlament in Ankara, als es
am ersten Märzwochenende
dem Aufmarsch von 62.000
US−Soldatenin Südostanatoli-
en und der Nutzung türki-
scher Luftwaffenstützpunkte

und Seehäfen durch die USA
zusti mmensollte. Dabei hatte
sich die türkische Regierung
zuvor zusätzliche Gegenleis-
tungen erpokert: 15 Milliar-
den Dollar an direkter Unter-
stützungund Krediten, außer-
dem Erleichterung für türki-
sche Textilexporte.
Die Entscheidung fiel

knapp aus: 264 Abgeordnete
votiertenfür den Regierungs-
antrag, 250 dagegen. Da sich
einige Parlamentarier der
Sti mmeenthielten, konnte die
erforderliche Mehrheit nicht
erreicht werden. Dass die ein-
zige Opposition, die sozialde-
mokratische Republikanische
Volkspartei, geschlossen da-
gegen sti mmte, verwunderte
weniger. Schließlich ist die
parlamentarische Opposi-
tionspartei auch dazu da,
Sti mmungen wiederzugeben,
ohnedass dies Konsequenzen
zeitigte. Unerwartet war hin-
gegen, dass 96 Abgeordnete
der Partei für Gerechtigkeit
und Entwicklung (AKP) ihrer
Regierung nicht folgten. Zwei-
fellos eine Niederlage für de-
ren Vorsitzenden Recep
TayyipErdogan, auchwenner
versuchte, sie in einen Erfolg
der Demokratie umzudeuten.

Votumgegen
Militärmacht?
So historisch bedeutsam,

wie der Beschluss des Parla-
ments auf denersten Blicker-
scheint, nämlich als Votum
gegen die mächtigen Militärs,
ist er in Wirklichkeit nicht.
Seitdemder Nationale Sicher-
heitsrat 1982 in der Putschis-
tenverfassung verankert wur-
de, umdieJuntain den Parla-
mentarismus zu retten, hat
keine Regierung undkein Par-
lament sich den "Empfehlun-
gen" dieses Gremiums wider-

setzt. Auch diesmal nicht.
Denn der Nationale Sicher-
heitsrat hatte bei seiner ent-
scheidenden Sitzung am Tag
vor der Parlamentsabsti m-
mung auf eine "Empfehlung"
verzichtet.
Schließlich würdeeinKrieg

gegen den Irak am Bosporus
alles andere als gerne gese-
hen. Die Bevölkerung ist fast
geschlossen dagegen, und
auch der türkische Staat
fürchtet seinepolitischenund
ökonomischen Folgen. Der
letzte Golfkrieg hatte erhebli-
che negative Auswirkungen
auf die Wirtschaft, wegen des
UN−Embargos gegen den Irak
musste die Türkei Verluste
vonschätzungsweise 45 Milli-
arden US−Dollar hinnehmen.
Unvergessenist auch die hal-
be Millionirakisch−kurdischer
Flüchtlinge, die nach der Nie-
derschlagung des Aufstandes
i m Nordirak über die Grenze
kam. Eine Folge des Krieges
war zudem das machtpoliti-
sche Vakuum, das sich i m
Nordirak bildete, den die PKK
zu ihrem Operationsgebiet
ausbaute. Auch jetzt macht
Ankara keinen Hehl daraus,
die "territoriale Einheit des
Irak" notfalls mit Truppenge-
walt zu garantieren. Daneben
gibt es zwar das gierigeSchie-
len auf die erdölreiche ira-
kisch−kurdische Region um
Mossul und Kirkuk. Aber da-
von hatte sich auch der da-
malige Staatspräsident Tur-
gut Özal bei m zweiten Golf-
krieg 1991 leitenlassen, ohne
dass aus der erhofften Ölren-
diteetwas geworden wäre.
Kalkuliert hatten die Gene-

räle etwa so: Sie verzichten
auf eine eindeutige Aussage
und überlassen es der AKP,
die unpopuläre Maßnahmezu
propagieren. Die Staatsräson
wäre gewahrt, die von ihnen

Das US−SchiffCapella wartet EndeFebruarimHafenIskenderunimSüden der Türkei aufdie Genehmigung, Kriegsmaterial zu
entladen. Das Parlament sagt Nein, dennoch wirddie Entladungwenigspäterfortgesetzt. (Foto: epa)

skeptisch beäugten Islamis-
ten aber hätten den Image-
schaden zu tragen. Tatsäch-
lich bemühte sich der AKP−
Vorsitzende nach Kräften.
"Diejenigen, die heute ' Nein
zum Krieg' sagen, dächten
morgenganz anders, wennih-
reLöhnenur drei Tagezuspät
ausgezahlt würden", erklärte
Erdogan. Dennoch wollte
aucher die Last der Entschei-
dung nicht alleinetragen. Die
AKP befreite ihre Abgeordne-
ten vomFraktionszwang − i m
Vertrauen darauf, dass auch
hier Freiheit nichts anderes
sein würde als die Einsicht in
die Notwendigkeit.
Nach dem Scheitern des

Plans meldete sich am Mitt-
wochder vergangenen Woche
Generalstabschef Hil mi Öz-
kök zu Wort und erklärte:
"Hundert Prozent der Bevöl-
kerung sind gegen den Krieg.
Und am meisten sind wir Sol-
daten dagegen, da wir besser
als irgendjemand sonst die
gewalttätige Dimension des
Krieges kennen." Die Türkei
könneaber nicht alleineeinen
Krieg verhindern und müsse
sich i m Falle eines Krieges
"nicht zwischen gut und
schlecht, sondern zwischen
schlecht und noch schlech-
ter" entscheiden.

NationaleInteressen
wahren
"Wenn wir schon den Krieg

nicht verhindern können,
dann müssen wir von Anfang
an dabei sein, umunsere na-
tionalen Interessen zu wah-
ren", hatte auch Ministerprä-
sident Abdullah Gül stets be-
tont. Die Stellungnahme von
General Özkökenthielt nichts
Neues, genügte aber, um die
rebellischen Abgeordnetenzu
beeindrucken. So sprach Par-
lamentspräsident Bülent
Arinç von einer "vernünftigen
Botschaft", und Oppositions-
führer Deniz Baykal lobte die
"nützliche Erklärung", die die
Diskussionerhellt habe.
Kaum war das Machtwort

der Generalität gesprochen,
setzten die US−Truppen am
Mittel meerhafen die Entla-
dung von Schiffen fort. Am
Donnerstag zeigte der Fern-

sehsender NTVBilder von Mi-
litärlastern, die voll beladen
von Iskendurun in Richtung
Südwesttürkei fuhren. Offi-
ziell geschieht dies zum
Zweck des vomParlament ge-
nehmigten Ausbaus türki-
scher Häfen und Stützpunkte.
Auch die türkische Armee
verlegt Truppen. AmWochen-
ende berichtete NTV von ei-
nem Panzerkonvoi, der sich
zu einem türkischen Stütz-
punkt auf nordirakischemGe-
biet bewegte.
Der Truppenaufmarsch

wird fortgesetzt. Und weder
die amerikanisch−türkischen
Beziehungen noch die militä-
rischen Kriegsvorbereitungen
dürften einen irreparablen
Schaden erlitten haben. Un-
gleich schwerer wiegen die
Konsequenzen für die AKP.
"Erdogans Charisma ist zer-
kratzt", titelte die islamisti-
sche Zeitung Milli Gazete und
rief die rebellischen AKP−Ab-
geordneten dazu auf, die Par-
tei zu verlassen und zumAlt-
islamisten NecmettinErbakan
zurückzukehren.
Das Parlament in Ankara

dürfte sich bald noch einmal
mit der Stationierung ameri-
kanischer Soldaten befassen.
Und diesmal wird wohl Erdo-
gan Gelegenheit bekommen,
als Ministerpräsident selbst
für die nationalen Interessen
der Türkei zu werben. AmWo-
chenende wurde er bei einer
Nachwahl in der Provinz Siirt
zum Abgeordneten gewählt
und erfüllt nun die Bedin-
gung, um Regierungschef zu
werden. Bei der anstehenden
RochadeimKabinett soll Gül
ins Außenministerium wech-
seln, während der bisherige
stellvertretende Regierungs-
chef Ertugrul Yalçinbayir aus-
scheidendürfte.
Der hatte sich zu seinem

Nein bekannt und frohlockt:
"Mit dieser Entscheidung hat
die Türkei ihre Chancen in
der EUerhöht." Aber denSold
der Polizisten und Soldaten
zahlt die Türkei nicht mit eu-
ropäischer, sondern mit ame-
rikanischer Hilfe. Und um-
sonstist nichts.

Deniz Yücel
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Offre d'emploi (20-25h)
Vous êtes une personne dynamique et engagée qui
ai me travailler de manière autonome et qui communi-
que facilement avec les autres? Vous connaissez en
pl us le l uxembourgeois, le français et l' allemand
et avez une formation ou des noti ons en travaux
de bureau? Alors cette offre d' emploi peut vous
i ntéresser:
L' hebdomadaire woxxcherche en effet pour le 1er mai
2003(ou date à convenir) un−e employé−e pour la
gesti on administrative de son entreprise autogérée.
A part les connaissances du l uxembourgeois, du
français et de l' allemand, des compétences au niveau
i nformati que sont nécessaires ( Word, Excell, program-
me de comptabilité, i nternet). L' esprit d'i nitiative et les
compétences sociales sont spécialement i mportantes
pour ce poste−clé dans une entreprise autogérée.
Si vous êtesi ntéressé−e, envoyez votre candidature à:
admin@woxx.l u ou par voie de courrier à
woxx B.P. 684, L−2016Luxembourg
et ceci au plustardjusqu'au vendredi 21 mars.


